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sammenhang die Vereinten Nationen und gegebenenfalls die
anderen humanitären Organisationen, in enger Zusammenar-
beit mit den Gaststaaten die Bedrohungen ihrer Sicherheit
noch eingehender zu analysieren, um durch die Erleichterung
fundierter Entscheidungen über die Aufrechterhaltung einer
wirksamen Präsenz im Feld, unter anderem zur Erfüllung ih-
res humanitären Auftrags, die Sicherheitsrisiken zu bewälti-
gen;

26. begrüßt außerdem die Anstrengungen des General-
sekretärs, im Interesse der Sicherheit des Personals die Si-
cherheitskooperation mit den Gastregierungen zu verbessern,
namentlich die Anstrengungen zur Unterstützung der zustän-
digen Verantwortlichen der Vereinten Nationen bei der Zu-
sammenarbeit mit den Behörden des Gaststaats;

27. fordert alle maßgeblichen Akteure auf, mit aller Tat-
kraft in ihren öffentlichen Erklärungen für ein für die Sicher-
heit des humanitären Personals günstiges Umfeld einzutreten;

28. betont, dass die Sicherheitsmaßnahmen auf Landes-
ebene nur dann wirksam greifen können, wenn eine gemein-
same Kapazität für Sicherheitspolitik und Standards, Koordi-
nierung, Kommunikation, Einhaltungsfragen sowie Bedro-
hungs- und Risikobewertung vorhanden ist, und nimmt
Kenntnis von dem daraus entstehenden Nutzen für das Perso-
nal der Vereinten Nationen und das beigeordnete Personal,
namentlich infolge der Tätigkeit der Hauptabteilung Sicher-
heit seit ihrer Einrichtung;

29. ersucht den Generalsekretär, unter anderem über das
Interinstitutionelle Netzwerk für Sicherheitsmanagement
auch weiterhin eine verstärkte Zusammenarbeit zwischen den
Hauptabteilungen, Organisationen, Fonds und Programmen
der Vereinten Nationen und angeschlossenen internationalen
Organisationen, namentlich zwischen ihren Amtssitzen und
Feldbüros, bei der Planung und Durchführung von Maßnah-
men zu fördern, die die Sicherheit und die Ausbildung des
Personals verbessern und sein Sicherheitsbewusstsein erhö-
hen sollen, und fordert alle in Betracht kommenden Hauptab-
teilungen, Organisationen, Fonds und Programme der Verein-
ten Nationen und die angeschlossenen internationalen Orga-
nisationen auf, diese Bemühungen zu unterstützen;

30. anerkennt die vom Generalsekretär bisher unter-
nommenen Schritte sowie die Notwendigkeit unablässiger
Anstrengungen, um sowohl am Amtssitz als auch auf Feld-
ebene die Abstimmung und die Zusammenarbeit zwischen
den Vereinten Nationen und anderen humanitären und nicht-
staatlichen Organisationen in Fragen der Sicherheit des hu-
manitären Personals sowie des Personals der Vereinten Na-
tionen und des beigeordneten Personals zu verbessern, mit
dem Ziel, den Sicherheitsanliegen aller Beteiligten im Feld
gerecht zu werden, unter Berücksichtigung der diesbezüglich
relevanten nationalen und lokalen Initiativen, unter anderem
derjenigen, die aus der Initiative „Saving Lives Together“
(Gemeinsam Leben retten) hervorgegangen sind, befürwortet
kooperationsorientierte Initiativen zur Deckung des Ausbil-
dungsbedarfs im Sicherheitsbereich, bittet die Mitgliedstaa-
ten, die verstärkte Unterstützung dieser Initiativen zu erwä-
gen, und ersucht den Generalsekretär, über die in dieser Hin-
sicht unternommenen Schritte Bericht zu erstatten;

31. unterstreicht, dass für die Sicherheit des Personals
der Vereinten Nationen ausreichende und berechenbare Res-
sourcen bereitgestellt werden müssen, namentlich über den
Prozess der konsolidierten Beitragsappelle, und legt allen
Staaten nahe, Beiträge an den Treuhandfonds für die Sicher-
heit der Bediensteten des Systems der Vereinten Nationen zu
entrichten, unter anderem mit dem Ziel, die Bemühungen der
Hauptabteilung Sicherheit um die Sicherheit des in Nothilfe-
und humanitären Einsätzen tätigen Personals zu verstärken;

32. unterstreicht außerdem die Notwendigkeit einer
besseren Koordinierung zwischen den Vereinten Nationen
und den Gastregierungen, im Einklang mit den einschlägigen
Bestimmungen des Völkerrechts und den innerstaatlichen
Rechtsvorschriften, betreffend die Nutzung und den Einsatz
der Ausrüstung, die unbedingt erforderlich ist, um die Sicher-
heit des an der Bereitstellung humanitärer Hilfe durch Orga-
nisationen der Vereinten Nationen beteiligten Personals der
Vereinten Nationen und beigeordneten Personals zu gewähr-
leisten;

33. erinnert an die wesentliche Rolle von Telekommu-
nikationsmitteln bei der Förderung der Sicherheit von huma-
nitärem Personal sowie Personal der Vereinten Nationen und
beigeordnetem Personal, fordert die Staaten auf, den Beitritt
zu dem Übereinkommen von Tampere vom 18. Juni 1998
über die Bereitstellung von Telekommunikationsmitteln zur
Katastrophenmilderung und für Katastrophenhilfseinsätze,
das am 8. Januar 2005 in Kraft trat253, beziehungsweise seine
Ratifikation in Erwägung zu ziehen, und legt ihnen eindring-
lich nahe, bei solchen Einsätzen die Nutzung von Kommuni-
kationsgerät im Einklang mit ihren innerstaatlichen Rechts-
vorschriften und den für sie geltenden internationalen Ver-
pflichtungen zu erleichtern und zu beschleunigen, indem sie
unter anderem die Beschränkungen, die dem Personal der
Vereinten Nationen und dem beigeordneten Personal bei der
Nutzung von Kommunikationsgerät auferlegt werden, redu-
zieren und, wann immer möglich, rasch aufheben;

34. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer vierundsechzigsten Tagung einen umfassenden
und aktualisierten Bericht über die Sicherheit des humanitä-
ren Personals und den Schutz des Personals der Vereinten Na-
tionen sowie über die Durchführung dieser Resolution vorzu-
legen.

RESOLUTION 63/139

Verabschiedet auf der 68. Plenarsitzung am 11. Dezember 2008,
ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs
A/63/L.49 und Add.1, eingebracht von: Albanien, Andorra, Ango-
la, Argentinien, Armenien, Äthiopien, Australien, Belgien, Belize,
Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Bulgarien, Chile, Dänemark,
Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien,
Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Grenada, Griechenland,
Guatemala, Honduras, Indien, Irland, Island, Israel, Italien, Japan,
Kambodscha, Kanada, Kasachstan, Kolumbien, Kroatien, Lett-
land, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, Marshallinseln,

253 United Nations, Treaty Series, Vol. 2296, Nr. 40906.
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Mexiko, Monaco, Mosambik, Neuseeland, Niederlande, Norwe-
gen, Österreich, Pakistan, Philippinen, Polen, Portugal, Republik
Korea, Republik Moldau, Rumänien, Sambia, Schweden,
Schweiz, Serbien, Slowakei, Slowenien, Spanien, Thailand,
Timor-Leste, Tschechische Republik, Türkei, Ukraine, Ungarn,
Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte
Staaten von Amerika, Zentralafrikanische Republik, Zypern.

63/139. Verstärkte Koordinierung der humanitären
Nothilfe der Vereinten Nationen

Die Generalversammlung,

in Bekräftigung ihrer Resolution 46/182 vom 19. Dezem-
ber 1991 und der in der dazugehörigen Anlage enthaltenen
Leitlinien, der anderen einschlägigen Resolutionen der Gene-
ralversammlung und des Wirtschafts- und Sozialrats sowie
der vereinbarten Schlussfolgerungen des Rates,

Kenntnis nehmend von den Berichten des Generalsekre-
tärs über die verstärkte Koordinierung der humanitären Not-
hilfe der Vereinten Nationen254 und über den Zentralen Fonds
für die Reaktion auf Notsituationen255 sowie von der unabhän-
gigen Überprüfung des Zentralen Fonds für die Reaktion auf
Notsituationen, die in dem letztgenannten Bericht zusammen-
fassend beschrieben wird256,

erneut erklärend, dass die Grundsätze der Neutralität, der
Menschlichkeit, der Unparteilichkeit und der Unabhängigkeit
für die Bereitstellung humanitärer Hilfe gelten,

höchst besorgt über die Auswirkungen der gegenwärtigen
weltweiten Nahrungsmittelkrise und die damit verbundenen
drängenden humanitären Probleme, es begrüßend, dass der
Generalsekretär die Hochrangige Arbeitsgruppe für die welt-
weite Nahrungsmittelkrise eingesetzt hat, und betonend, wie
wichtig die Umsetzung des umfassenden Rahmenaktions-
plans257 ist,

hervorhebend, dass rechtzeitig ausreichende, berechenba-
re und flexible Ressourcen für humanitäre Hilfe auf der
Grundlage des ermittelten Bedarfs und in einem angemesse-
nen Verhältnis dazu mobilisiert werden müssen, mit dem
Ziel, eine umfassendere Deckung der Bedürfnisse in allen
Sektoren und humanitären Notlagen sicherzustellen, und in
dieser Hinsicht die Leistungen des Zentralen Fonds für die
Reaktion auf Notsituationen anerkennend,

mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis über die wach-
senden Herausforderungen, die sich infolge von Naturkata-
strophen, einschließlich der Auswirkungen des Klimawan-
dels, für die Mitgliedstaaten und die Reaktionskapazität der
Vereinten Nationen auf dem Gebiet der humanitären Hilfe er-
geben, und bekräftigend, wie wichtig es ist, den Hyogo-Rah-
menaktionsplan 2005-2015: Stärkung der Widerstandskraft

von Nationen und Gemeinwesen gegen Katastrophen258 um-
zusetzen, so auch indem ausreichende Ressourcen für die
Verringerung des Katastrophenrisikos, einschließlich der
Vorbereitung auf den Katastrophenfall, bereitgestellt werden,

betonend, dass es unerlässlich ist, die internationale Zu-
sammenarbeit bei der humanitären Nothilfe zu verstärken,
und in Bekräftigung ihrer Resolution 63/141 vom 11. Dezem-
ber 2008 über die internationale Zusammenarbeit bei der hu-
manitären Hilfe bei Naturkatastrophen,

mit ernsthafter Besorgnis feststellend, dass sich Gewalt,
einschließlich geschlechtsspezifischer, namentlich sexueller,
Gewalt sowie Gewalt gegen Kinder, in vielen Notsituationen
nach wie vor gezielt gegen die Zivilbevölkerung richtet,

verurteilend, dass immer häufiger gezielt gewaltsame An-
griffe auf humanitäre Helfer und Einrichtungen verübt wer-
den und dass dadurch die Gewährung humanitärer Hilfe an
notleidende Bevölkerungsgruppen beeinträchtigt wird,

in Würdigung des gesamten humanitären Personals, ein-
schließlich des Personals der Vereinten Nationen und des bei-
geordneten Personals, das sich für die humanitäre Sache ein-
gesetzt hat, sowie derjenigen, die bei der Ausübung ihrer
Dienstpflichten ihr Leben gelassen haben,

in der Erkenntnis, dass der Aufbau nationaler und lokaler
Vorsorge- und Reaktionskapazitäten von entscheidender Be-
deutung für eine berechenbarere und wirksamere Reaktion
ist, 

mit Anerkennung Kenntnis nehmend von den Anstrengun-
gen der Vereinten Nationen zur Verbesserung der humanitä-
ren Maßnahmen, namentlich durch die Stärkung der diesbe-
züglichen Kapazitäten, die Verbesserung der Koordinierung
auf diesem Gebiet, die vermehrte Bereitstellung berechenba-
rer und ausreichender Finanzmittel und die Stärkung der Re-
chenschaftspflicht gegenüber allen Interessenträgern,

in der Erkenntnis, dass sich die Organisationen der Ver-
einten Nationen bei der verstärkten Koordinierung der huma-
nitären Hilfe im Feld weiter eng mit den nationalen Regierun-
gen abstimmen sollen,

1. nimmt Kenntnis von den Ergebnissen des zum elften
Mal humanitären Angelegenheiten gewidmeten Tagungsteils
der Arbeitstagung 2008 des Wirtschafts- und Sozialrats259;

2. ersucht den Nothilfekoordinator, sich auch weiter-
hin um eine verstärkte Koordinierung der humanitären Hilfe
zu bemühen, und fordert die zuständigen Organisationen der
Vereinten Nationen, die sonstigen zuständigen zwischen-
staatlichen Organisationen, die anderen auf humanitärem Ge-
biet tätigen Akteure und die zuständigen Akteure im Entwick-
lungsbereich auf, bei der Verbesserung der Koordinierung,
der Wirksamkeit und der Effizienz der humanitären Hilfe mit

254 A/63/81-E/2008/71.
255 A/63/348.
256 Ebd., Ziff. 20-63.
257 In Englisch verfügbar unter http://www.un.org/issues/food/taskforce/
cfa.shtml.

258 A/CONF.206/6 und Corr.1, Kap. I, Resolution 2.
259 Siehe A/63/3, Kap. VII. Der endgültige Wortlaut findet sich in: Offi-
cial Records of the General Assembly, Sixty-third Session, Supplement
No. 3.
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dem Sekretariats-Amt für die Koordinierung humanitärer An-
gelegenheiten weiter zusammenzuarbeiten;

3. fordert die zuständigen Organisationen des Systems
der Vereinten Nationen sowie gegebenenfalls die anderen auf
humanitärem Gebiet tätigen maßgeblichen Akteure auf, die
Anstrengungen zur Verbesserung der humanitären Reaktion
auf natürliche und vom Menschen verursachte Katastrophen
sowie komplexe Notsituationen fortzusetzen, indem sie die
Kapazitäten für humanitäre Maßnahmen auf allen Ebenen
weiter ausbauen, die Koordinierung der humanitären Hilfe
auf Feldebene weiter verstärken, bei Bedarf auch gemeinsam
mit den nationalen Behörden des betroffenen Staates, und die
Transparenz, die Leistungserbringung und die Rechen-
schaftslegung weiter verbessern;

4. erkennt an, dass die Einbeziehung der zuständigen
humanitären Akteure und die Abstimmung mit ihnen für die
Wirksamkeit der humanitären Maßnahmen von Vorteil ist,
und legt den Vereinten Nationen nahe, sich auch weiterhin
darum zu bemühen, die Partnerschaft auf globaler Ebene mit
der Internationalen Rotkreuz- und Rothalbmond-Bewegung,
den zuständigen nichtstaatlichen humanitären Organisationen
und anderen Mitwirkenden des Ständigen interinstitutionel-
len Ausschusses zu stärken; 

5. ersucht den Generalsekretär, den residierenden/hu-
manitären Koordinatoren der Vereinten Nationen sowie den
Landesteams der Vereinten Nationen verstärkte Unterstüt-
zung zu gewähren, namentlich durch die Bereitstellung der
notwendigen Schulungsmaßnahmen, die Ermittlung von Res-
sourcen und die Verbesserung der Verfahren zur Benennung
und Auswahl der residierenden/humanitären Koordinatoren
der Vereinten Nationen;

6. bekräftigt die Wichtigkeit der Umsetzung des Hyo-
go-Rahmenaktionsplans 2005-2015: Stärkung der Wider-
standskraft von Nationen und Gemeinwesen gegen Katastro-
phen258 und fordert die nationalen Regierungen und die inter-
nationale Gemeinschaft auf, mehr Ressourcen für Maßnah-
men zur Verringerung des Katastrophenrisikos, einschließ-
lich für vorbereitende Maßnahmen zur Gewährleistung einer
wirksamen Reaktion und die Eventualplanung, bereitzustel-
len;

7. legt der internationalen Gemeinschaft, einschließ-
lich der zuständigen Organisationen der Vereinten Nationen
und der Internationalen Föderation der Rotkreuz- und Rot-
halbmond-Gesellschaften, nahe, die Anstrengungen zu unter-
stützen, die die Mitgliedstaaten unternehmen, um ihre Kapa-
zitäten zur Vorbereitung auf Katastrophenfälle und zu deren
Bewältigung zu stärken, sowie gegebenenfalls die Anstren-
gungen zur Stärkung der Systeme für die Ermittlung und
Überwachung von Katastrophenrisiken, darunter Anfälligkeit
und Naturgefahren, zu unterstützen;

8. erkennt an, wie wichtig die Unterstützung interna-
tionaler und gegebenenfalls regionaler Organisationen für die
Anstrengungen der Staaten zur Verbesserung der internatio-
nalen Zusammenarbeit bei der Katastrophenbewältigung ist,
und ermutigt die Mitgliedstaaten und gegebenenfalls die Re-
gionalorganisationen, die operativen und rechtlichen Rah-

menbedingungen für die internationale Katastrophenhilfe zu
stärken und dabei nach Bedarf die Leitlinien für die inner-
staatliche Erleichterung und Regulierung der internationalen
Katastrophenhilfe und ersten Wiederaufbauhilfe zu berück-
sichtigen, die auf der vom 26. bis 30. November 2007 in Genf
abgehaltenen dreißigsten Internationalen Rotkreuz- und Rot-
halbmond-Konferenz verabschiedet wurden;

9. fordert die Mitgliedstaaten, die Vereinten Nationen
und die anderen zuständigen Organisationen nachdrücklich
auf, weitere Schritte zu unternehmen, um in Notsituationen
mit koordinierten Maßnahmen auf den Nahrungsmittel- und
Ernährungsbedarf betroffener Bevölkerungsgruppen zu rea-
gieren, und dabei sicherzustellen, dass diese Maßnahmen die
jeweiligen nationalen Strategien und Programme zur Erhö-
hung der Ernährungssicherheit unterstützen;

10. legt den Staaten nahe, ein förderliches Umfeld zu
schaffen, damit die lokalen Behörden und die nationalen und
lokalen nichtstaatlichen und gemeinwesengestützten Organi-
sationen Kapazitäten aufbauen und so besser darauf vorberei-
tet sein können, humanitäre Hilfe zu erbringen;

11. befürwortet Anstrengungen zur Verbesserung der
Zusammenarbeit und der Abstimmung der humanitären Stel-
len der Vereinten Nationen, der sonstigen zuständigen huma-
nitären Organisationen und der Geberländer mit dem jeweils
betroffenen Staat, damit die humanitäre Nothilfe so geplant
und erbracht werden kann, dass sie frühzeitige Wiederherstel-
lungs- sowie nachhaltige Rehabilitations- und Wiederaufbau-
maßnahmen unterstützt;

12. befürwortet außerdem Maßnahmen zur Bereitstel-
lung von Bildungsleistungen in Notsituationen, um so unter
anderem zu einem reibungslosen Übergang von der Nothilfe
zur Entwicklungszusammenarbeit beizutragen; 

13. fordert die zuständigen Organisationen der Verein-
ten Nationen auf, die Verbesserung des Prozesses der konso-
lidierten Hilfsappelle zu unterstützen, indem sie unter ande-
rem Bedarfsanalysen und gemeinsame humanitäre Aktions-
pläne ausarbeiten, um den Prozess als ein Instrument der stra-
tegischen Planung und der Prioritätensetzung der Vereinten
Nationen weiter auszubauen, und indem sie andere zuständi-
ge humanitäre Organisationen in den Prozess einbeziehen,
wobei jedoch erneut zu erklären ist, dass die konsolidierten
Hilfsappelle im Benehmen mit den betroffenen Staaten aus-
gearbeitet werden;

14. fordert die humanitären Organisationen der Verein-
ten Nationen auf, gegebenenfalls in Abstimmung mit den
Mitgliedstaaten die Evidenzgrundlage für die humanitäre Hil-
fe zu stärken, indem sie gemeinsame Mechanismen weiter-
entwickeln, um die Qualität, die Transparenz und die Zuver-
lässigkeit der humanitären Bedarfsermittlung zu verbessern,
ihre Leistung bei der Erbringung von Hilfe zu bewerten und
sicherzustellen, dass diese Organisationen die humanitären
Ressourcen möglichst wirksam einsetzen;

15. fordert die Geber auf, auf der Grundlage des ermit-
telten Bedarfs und in einem angemessenen Verhältnis dazu
rechtzeitig ausreichende, berechenbare und flexible Ressour-
cen zur Verfügung zu stellen, insbesondere für unterfinan-
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zierte Notsituationen, und befürwortet Anstrengungen zur
Einhaltung der Guten Praktiken für Geber humanitärer Hil-
fe260;

16. begrüßt die wichtigen Leistungen, die der Zentrale
Fonds für die Reaktion auf Notsituationen erbracht hat, um
für eine raschere und berechenbarere Reaktion auf humanitä-
re Notsituationen zu sorgen, und betont, wie wichtig es ist,
den Feststellungen und Empfehlungen im Bericht des Zentra-
len Fonds für die Reaktion auf Notsituationen255 Rechnung zu
tragen, um sicherzustellen, dass die Mittel so effizient, wirk-
sam und transparent wie möglich eingesetzt werden;

17. fordert alle Mitgliedstaaten auf und bittet den Privat-
sektor und alle in Betracht kommenden Personen und Institu-
tionen, die Erhöhung der an den Zentralen Fonds für die Re-
aktion auf Notsituationen entrichteten freiwilligen Beiträge
zu erwägen, und betont, dass die Beiträge zusätzlich zu den
bereits eingegangenen Verpflichtungen zugunsten humanitä-
rer Programme und nicht zulasten der für die internationale
Entwicklungszusammenarbeit zur Verfügung gestellten Mit-
tel entrichtet werden sollen;

18. ersucht den Generalsekretär, zum Ende des fünften
Jahres der Tätigkeit des Zentralen Fonds für die Reaktion auf
Notsituationen eine unabhängige umfassende Überprüfung
der Aktivitäten des Fonds, einschließlich seiner Fähigkeit zur
Erreichung seiner Zielsetzungen, seiner Verwaltung, des Be-
darfsermittlungsprozesses und der Kriterien für die Zuwei-
sung von Mitteln, in Auftrag zu geben und der Generalver-
sammlung auf ihrer sechsundsechzigsten Tagung einen Be-
richt über die dabei getroffenen Feststellungen und abgegebe-
nen Empfehlungen vorzulegen;

19. bittet die Mitgliedstaaten, den Privatsektor und alle
in Betracht kommenden Personen und Institutionen, zu erwä-
gen, freiwillige Beiträge an sonstige Mechanismen zur Finan-
zierung humanitärer Hilfe zu entrichten;

20. erklärt erneut, dass das Amt für die Koordinierung
humanitärer Angelegenheiten über eine angemessene und be-
rechenbarere Finanzgrundlage verfügen soll; 

21. erklärt erneut, dass alle Staaten und an einem be-
waffneten Konflikt beteiligten Parteien verpflichtet sind, Zi-
vilpersonen in bewaffneten Konflikten im Einklang mit dem
humanitären Völkerrecht zu schützen, und bittet die Staaten,
eine Kultur des Schutzes zu fördern, unter Berücksichtigung
der besonderen Bedürfnisse von Frauen, Kindern, älteren
Menschen und Menschen mit Behinderungen; 

22. fordert die Staaten auf, vorbeugende Maßnahmen
und wirksame Abwehrmaßnahmen gegen in bewaffneten
Konflikten an der Zivilbevölkerung begangene Gewalthand-
lungen zu ergreifen und sicherzustellen, dass die Verantwort-
lichen umgehend vor Gericht gestellt werden, entsprechend
den innerstaatlichen Rechtsvorschriften und den völkerrecht-
lichen Verpflichtungen;

23. fordert alle Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, ge-
gen die geschlechtsspezifische Gewalt in humanitären Notsi-
tuationen vorzugehen und sicherzustellen, dass angemessene
Gesetze und Institutionen vorhanden sind, um Akte ge-
schlechtsspezifischer Gewalt zu verhüten, umgehend zu un-
tersuchen und strafrechtlich zu verfolgen, und fordert die
Staaten, die Vereinten Nationen und alle zuständigen humani-
tären Organisationen auf, die Koordinierung zu verbessern,
ihre Antwortmaßnahmen zu koordinieren und die Kapazitä-
ten der Dienste zur Unterstützung der Opfer dieser Gewalt zu
stärken;

24. anerkennt die Leitlinien betreffend Binnenvertrei-
bungen261 als einen wichtigen internationalen Rahmen für den
Schutz von Binnenvertriebenen, legt den Mitgliedstaaten und
den humanitären Hilfsorganisationen nahe, sich auch weiter-
hin gemeinsam um eine berechenbarere Reaktion auf die Be-
dürfnisse von Binnenvertriebenen zu bemühen, und ruft in
diesem Zusammenhang dazu auf, auf Antrag internationale
Unterstützung für die Kapazitätsaufbaumaßnahmen der Staa-
ten zu gewähren;

25. fordert alle Staaten und Parteien in komplexen hu-
manitären Notlagen, insbesondere bewaffneten Konflikten
und Postkonfliktsituationen in Ländern, in denen humanitäres
Personal im Einsatz ist, auf, in Übereinstimmung mit den ein-
schlägigen Bestimmungen des Völkerrechts und den inner-
staatlichen Rechtsvorschriften uneingeschränkt mit den Ver-
einten Nationen und den anderen humanitären Einrichtungen
und Organisationen zusammenzuarbeiten und den sicheren
und ungehinderten Zugang des humanitären Personals sowie
von Hilfsgütern und Ausrüstung zu gewährleisten, damit es
seine Aufgabe der Unterstützung der betroffenen Zivilbevöl-
kerung, namentlich der Flüchtlinge und Binnenvertriebenen,
wirksam wahrnehmen kann;

26. beschließt, den 19. August zum Welttag der humani-
tären Hilfe zu erklären, um zur Sensibilisierung der Öffent-
lichkeit für humanitäre Hilfstätigkeiten weltweit und für die
Bedeutung der diesbezüglichen internationalen Zusammenar-
beit beizutragen und das gesamte humanitäre Personal, das
Personal der Vereinten Nationen und das beigeordnete Perso-
nal, das sich für die humanitäre Sache eingesetzt hat, sowie
diejenigen, die bei der Ausübung ihrer Dienstpflichten ihr Le-
ben gelassen haben, zu ehren, und bittet alle Mitgliedstaaten
und die Institutionen des Systems der Vereinten Nationen, im
Rahmen der verfügbaren Mittel, sowie die anderen internatio-
nalen Organisationen und nichtstaatlichen Organisationen,
den Tag jährlich in angemessener Weise zu begehen;

27. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer vierundsechzigsten Tagung auf dem Weg über
die Arbeitstagung 2009 des Wirtschafts- und Sozialrats über
die Fortschritte bei der verstärkten Koordinierung der huma-
nitären Nothilfe der Vereinten Nationen Bericht zu erstatten
und der Versammlung einen detaillierten Bericht über den
Einsatz des Zentralen Fonds für die Reaktion auf Notsituatio-
nen vorzulegen.
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